
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Liebe Leser*innen, 

liebe Kolleg*innen, 

 

vor Ihnen liegt die September-Ausgabe des „NRW Infodienst Schuldnerberatung“ mit interessanten 

und aktuellen Beiträgen aus dem Arbeitsfeld Schuldnerberatung.  

 

Die Artikel aller Ausgaben finden Sie über die Schlagwortsuche auf:  

http://fachberatung-schuldnerberatung-nrw.de/info-center/. 

 

Über Rückmeldungen und Anregungen würden wir uns freuen. 

 

Ihr Redaktionsteam 

 

 

Allgemeines 

 

Kinderarmut: Breite Allianz fordert Kindergrundsicherung von nächster Bundesregierung  

Aktuell leben 2,8 Millionen Kinder und Jugendliche von staatlichen Leistungen zur Existenzsicherung, 

davon 1,6 Millionen, obwohl ihre Eltern erwerbstätig sind. Die Corona- Pandemie macht Armutsfolgen 

deutlich sichtbarer und wird die Kinderarmut in den nächsten Jahren weiter verschärfen. Angesichts 

der gravierenden Auswirkungen von Armut auf Kinder und Jugendliche fordert eine breite Allianz von 

Wohlfahrtsorganisationen eine umfassende Reform zur Bekämpfung von Kinderarmut. 

Erklärung Gemeinsam gegen Kinderarmut  

 

Finanzielle Notlagen und Wahlbeteiligung 

Kurzfristige finanzielle Engpässe halten arme Menschen in Deutschland davon ab, wählen zu gehen 

und politisch zu partizipieren. Das ist das Ergebnis einer Studie von Max Schaub, wissenschaftlicher 

Mitarbeiter am Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB). Armut beeinträchtigt politi-

sche Teilhabe, wie wissenschaftliche Studien zeigten. Max Schaub hat nun erstmals den Einfluss kurz-

fristiger finanzieller Notlagen auf die politische Beteiligung untersucht. Diese Notlagen erfahren vor 

allem Menschen, die unterhalb der Armutsgrenze leben. In Deutschland sind das ca. 16 Prozent der 

Bevölkerung: Arbeitslose, Rentner*innen mit kleinen Renten und Alleinerziehende. Deren monatliches 

Budget ist häufig bis auf den letzten Euro verplant, sodass unerwartete Ausgaben sie sofort in finan-

zielle Schwierigkeiten stürzen. Solche finanziellen Engpässe gehen an Wahltagen mit einer stark re-

duzierten politischen Beteiligung einher, wie der Autor herausgefunden hat. So sinkt die beabsichtigte 

Wahlbeteiligung bei der von Armut bedrohten Bevölkerung um 5 Prozentpunkte. 

Pressemitteilung des WZB vom 15.07.2021 
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https://256546.seu2.cleverreach.com/c/62018957/b0e017bfe5b5-qya4n1
https://wzb.eu/de/pressemitteilung/finanzielle-notlagen-und-wahlbeteiligung
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Anstieg der Verbraucherinsolvenzverfahren in NRW und im Bund im ersten Halbjahr 2021 

Im ersten Halbjahr 2021 stieg in NRW die Zahl der Insolvenzverfahren von Verbraucher*innen gegen-

über dem ersten Halbjahr 2020 um 53,0 % auf 10.628. Die Zahl der Verfahren der ehemals selbst-

ständig Tätigen stieg um 43,1 % auf 2.397. Von diesen waren 1.151 vereinfachte (Verbraucher-)Ver-

fahren (plus 68,5 Prozent im Vergleich zum ersten Halbjahr 2020) und 1.246 Regelinsolvenzverfahren 

(plus 25,6 %). Der Anstieg ist in NRW regional unterschiedlich ausgeprägt.  

Bundesweit stellten 42.304 Verbraucher*innen im Zeitraum von Januar bis Juni 2021 einen Insol-

venzantrag, das war ein Anstieg um 51,1 % gegenüber dem ersten Halbjahr 2020. 

 

Eine mögliche Ursache für den Anstieg könne laut IT.NRW und Destatis das Ende 2020 beschlossene 

Gesetz zur weiteren Verkürzung der Restschuldbefreiung sein. Die Neuregelung gilt für ab dem 1. 

Oktober 2020 beantragte Verbraucherinsolvenzverfahren. Sie ermöglicht den Betroffenen einen 

schnelleren wirtschaftlichen Neuanfang, die Verfahren verkürzten sich von sechs auf drei Jahre. In-

folge dessen könnten diese Schuldner*innen „vor allem im zweiten Halbjahr 2020 ihre Insolvenzan-

träge zurückgestellt und diese nun nach dem Jahreswechsel gestellt haben“ (IT.NRW).  

 

Der Zuwachs an Insolvenzanträgen mit dem Ziel der Restschuldbefreiung hält auch im Juli 2021 an: 

1.850 Verfahren von Verbraucher*innen in NRW meldet IT.NRW und damit einen Anstieg von 83,7 

Prozent gegenüber Juli 2020.  Pressemitteilung IT.NRW vom 09.09.2021; Pressemitteilung IT.NRW 

vom 10.09.2021; Destatis-Pressemeldung vom 10.09.2021 

Insolvenzverfahren in NRW im ersten Halbjahr 2020 und 2021 (Gemeindeergebnisse)  

 

EU will offenen Zugang zur Schuldnerberatung – neue Verbraucherkreditrichtlinie geplant 

Die EU Kommission plant eine Überarbeitung der Verbraucherkreditrichtlinie. Damit soll auf die Digi-

talisierung des Kreditmarkts, neue Kreditformen und auch auf die Auswirkungen der Corona Pande-

mie reagiert werden. Ziel ist nicht nur ein reibungsloses Funktionieren des Binnenmarkts für Verbrau-

cherkredite, sondern auch die Gewährleistung eines einheitlich hohen Verbraucherschutzniveaus. 

Vorgesehen ist u.a. die Verpflichtung, insbesondere in Bezug auf Verbraucherkreditverträge Maßnah-

men zur Vermittlung von Finanzwissen einzuführen und damit die finanzielle Allgemeinbildung der 

Verbraucher*innen zu verbessern (Art. 34). In Fällen von Zahlungsverzug sollen Kreditgeber*innen 

verpflichtet werden, vor der Einleitung von Vollstreckungsmaßnahmen „angemessene Nachsicht wal-

ten zu lassen“ (Art 35).  Zudem sollen überschuldete Verbraucher*innen an Schuldnerberatungs-

dienste verwiesen werden, bevor ein Vollstreckungsverfahren eingeleitet wird. Hierfür müssen die 

Mitgliedstaaten zukünftig sicherstellen, dass „den Verbrauchern Schuldenberatungsdienste zur Ver-

fügung gestellt werden.“  (Artikel 36).  

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über Verbraucherkredite 

 

Wohnkostenlücke im SGB II 

Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage (19/30857) zur Wohnkostenlücke im Jahr 2020 gestellt. 

Darin fragt sie die Bundesregierung unter anderem, in welcher Höhe die Kosten für Unterkunft und 

Heizung, die Leistungsberechtigte in der Grundsicherung tatsächlich aufbringen mussten, nicht über-

nommen worden sind und wie viele Bedarfsgemeinschaften davon betroffen waren. 

Der Antwort der Bundesregierung (19/31600)  ist zu entnehmen, dass die Differenz zwischen tat-

sächlichen und anerkannten laufenden Kosten für Unterkunft und Heizung im Jahr 2020 in Deutsch-

land 474 Mio. Euro betrug und davon 450 000 Bedarfsgemeinschaften betroffen waren.  

Weitere Infos: Thomé Newsletter 29/2021 

  

https://www.it.nrw/nrw-unternehmensinsolvenzen-im-ersten-halbjahr-2021-um-120-prozent-gesunken-verbraucherinsolvenzen
https://www.it.nrw/nrw-zahl-der-unternehmensinsolvenzen-im-juli-2021-um-136-prozent-niedriger-verbraucherinsolvenzen-um
https://www.it.nrw/nrw-zahl-der-unternehmensinsolvenzen-im-juli-2021-um-136-prozent-niedriger-verbraucherinsolvenzen-um
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2021/09/PD21_424_52411.html
https://www.it.nrw/sites/default/files/atoms/files/351_21.pdf
https://dip.bundestag.de/vorgang/vorschlag-f%C3%BCr-eine-richtlinie-des-europ%C3%A4ischen-parlaments-und-des-rates/279899
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/316/1931600.pdf
https://www.harald-thome.de/newsletter/archiv/thome-newsletter-29-2021-vom-08-08-2021.html
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Forderungen der BA gegenüber Minderjährigen 

Die Bundesagentur für Arbeit hat gegenüber 517.669 Minderjährigen offene Forderungen mit einem 

Gesamtbetrag von 173.671.919 Euro. Dies geht aus einer Auskunft der Parlamentarischen Staatssek-

retärin Anette Kramme vom 9. August 2021 hervor. Dabei handelt es sich um Forderungen aus den 

Rechtskreisen des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch, des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und des 

Bundeskindergeldgesetzes. Quelle: www.soziale-schuldnerberatung-hamburg.de  

 

Kreditverträge laut EuGH-Urteil mangels unklarer Vertragsklauseln rechtswidrig 

„EU-Gericht erklärt Millionen Kreditverträge für rechtswidrig“ – so bewertet Focus-Online die mögli-

che Rechtswidrigkeit vieler Verbraucherdarlehensverträge in Deutschland aufgrund des Urteils des 

Europäischen Gerichtshofs (EuGH) vom 09.09.2021. Das EU-Gericht bemängelte missverständliche 

Vertragsklauseln am Beispiel einzelner Verträge unter anderen der VW-Bank. Dazu gehörten genaue 

Prozentsätze bei Verzugszinsen oder die Berechnungsmethode zu einer Vorfälligkeitsentschädigung. 

Seien die Klauseln in einem Vertrag nicht klar und verständlich formuliert, könnten die Verbrau-

cher*innen den Vertrag widerrufen – und das auch noch nach Jahren. In diesem Fall müssten die 

Schuldner*innen ihre Restschulden nicht mehr tilgen und hätten sogar Anspruch auf Rückzahlung 

ihrer Anzahlung und aller bereits gezahlten Monatsraten.  

In einer Beschlussempfehlung der zuständigen Bundesratsausschüsse zu dem Entwurf einer neuen 

EU-Verbraucherkreditrichtlinie findet sich dazu passend in Ziffer 33 der Vorschlag, dass „Widerrufs-

rechte nach einem Jahr und 14 Tagen … erlöschen“ können sollten. (Siehe auch den Artikel EU will 

offenen Zugang zur Schuldnerberatung.)  

focus.de vom 09.09.2021; auch: faz.net vom 09.09.2021; tagesschau.de vom 09.09.2021 u.v.a. 

 

Corona: Anpassungen der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung 

Mit den Anpassungen der Corona-Arbeitsschutzverordnung werden die grundlegenden Arbeits-

schutzregeln für die Dauer der epidemischen Lage nationaler Tragweite bis einschließlich 24. No-

vember 2021 gelten. Die entsprechende Änderungsverordnung ist am 10. September 2021 in Kraft 

getreten. Pressemitteilung des BMAS vom 01.09.2021  

 

Corona-Regelungen in NRW 

Die jeweils aktuell gültige Corona-Schutzverordnung und weitere Landesregelungen zur Pandemie 

finden sich hier: https://www.mags.nrw/coronavirus-rechtlicheregelungen-nrw  

 

Informationsmaterialien zu Corona in dreiundzwanzig Sprachen 

Die neusten Beschlüsse der Bundesregierung, praktische Hinweise zu Hygiene und Quarantäne sowie 

die wichtigen Ansprechpartner finden Sie hier kompakt und übersichtlich in 23 Sprachen. Die Infor-

mationen werden laufend erweitert und aktualisiert. 

https://www.integrationsbeauftragte.de/ib-de/staatsministerin/corona  

 

 

Für die Praxis 

 

Neue Förderrichtlinie – Mehr Geld für die Verbraucherinsolvenzberatung 

Das Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration (MKFFI) plant, die bislang nicht ge-

förderten gemeinnützigen anerkannten Stellen in die Landesförderung mit aufzunehmen. Zukünftig 

sollen insgesamt 177 Stellen gefördert werden. Hierfür ist eine entsprechende Erhöhung des Haus-

haltsansatzes geplant. In diesem Zusammenhang wird auch die entsprechende Förderrichtlinie über-

arbeitet. Sie soll noch im Oktober 2021 in Kraft treten. Haushaltsplanentwurf 2022  

https://www.soziale-schuldnerberatung-hamburg.de/2021/bundesagentur-fuer-arbeit-hat-gegenueber-517-669-minderjaehrigen-offene-forderungen-mit-einem-gesamtbetrag-von-173-671-919-euro/
https://dserver.bundestag.de/brd/2021/0586-1-21.pdf
https://www.tagesschau.de/wirtschaft/verbraucher/eugh-kreditvertraege-101.html
https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Pressemitteilungen/2021/corona-arbeitsschutzverordnung-verlaengert-und-ergaenzt.html
https://www.mags.nrw/coronavirus-rechtlicheregelungen-nrw
https://www.integrationsbeauftragte.de/ib-de/staatsministerin/corona
https://www.landtag.nrw.de/web/WWW/haushalt/cd-fm-0821/start.html
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Save the date: Fachtagung Schuldnerberatung der LAG FW NRW am 09.11.2021 (digital) 

Wir führen die Fachtagung zum ersten Mal als digitale Veranstaltung durch. Wir versprechen ein ab-

wechslungsreiches, interessantes Programm. Auch der kollegiale Austausch soll nicht zu kurz kom-

men. Die Einladung zur Tagung mit näheren Informationen folgt in Kürze. 

https://www.fbsb-nrw.de  

 

Leitfaden zum Blended Counseling in der Schuldner- und Insolvenzberatung 

Die Corona-Pandemie hat gezeigt, dass Ratsuchende mit Hilfe digitaler Medien trotz Einschränkun-

gen weiterhin Beratung und Unterstützung erhalten konnten. Zwar gibt es noch viele Hürden beim 

Zugang zu digitalen Hilfeangeboten. Die Digitalisierung eröffnet Ratsuchenden aber auch neue Chan-

cen, Beratung und Informationen schnell, flexibel und niederschwellig zu bekommen. Wichtig ist, 

dass die klassische Face-to-face-Beratung daneben bestehen bleibt. Für dieses Nebeneinander oder 

Ineinandergreifen von analogen und digitalen Beratungsformen steht der Begriff "Blended Coun-

seling". Dieser Leitfaden der Fachberatung Schuldnerberatung der LAG FW NRW gibt den Schuldner- 

und Insolvenzberatungsstellen einen Überblick über die digitalen Beratungsformen, praktische Tipps 

und weiterführende Informationen.  
Leitfaden zum Blended Counseling in der Schuldner- und Insolvenzberatung  

 

Infoveranstaltung zum Leitfaden Blended Counseling in der Schuldnerberatung 

Save the date: Am 26.10.2021, von 10 – 12 Uhr (digital) 

Die Fachberater*innen Schuldnerberatung der LAG FW NRW haben einen Leitfaden zum Blended 

Counseling für die Schuldner- und Insolvenzberatung erstellt. Mit Inputs aus der Beratungspraxis soll 

der Leitfaden auf dieser zweistündigen Fachveranstaltung vorgestellt und die in der Schuldner- und 

Insolvenzberatung mögliche Formenvielfalt diskutiert werden. Die Teilnahme ist kostenfrei. Informa-

tionen zum Ablauf und zur Anmeldung folgen in Kürze.  

 

Schuldnerberatung im Strafvollzug in NRW 

Die Justizvollzugsanstalten sind nach dem Erlass für die Suchtberatung nun auch für den Bereich der 

Schuldnerberatung im Juli per Erlass des Justizministeriums dazu aufgefordert worden, die Leistungen 

Dritter zur Unterstützung der gesetzlichen Verpflichtungen in der Schuldnerberatung über ein Aus-

schreibungsverfahren sicherzustellen. Damit sind leider die jahrelangen, intensiven Bemühungen der 

Fachberater*innen Schuldnerberatung der LAG der Freien Wohlfahrtspflege zum Abschluss einer Rah-

menvereinbarung in Nordrhein-Westfalen für diesen Bereich zunächst gescheitert.  

Das vom Bereich Sozialdienst im Justizministerium erstellte Papier zu „Möglichen Kriterien für die 

Ausschreibung von Leistungen im Rahmen der Schuldnerberatung“ wurde als Anlage zum Erlass ver-

sendet und den Fachberater*innen zur Kenntnisnahme zur Verfügung gestellt. Interessierte Träge-

rinnen und Träger von anerkannten Verbraucherinsolvenzberatungsstellen können sich daher gern 

an ihre jeweilige Fachberatung wenden, um diese Kriterien zu erhalten. Auch wenn Sie zukünftig von 

dem neuen Verfahren betroffen sind, empfehlen wir Ihnen, sich an die zuständigen Fachberater*innen 

Ihres Verbandes zu wenden. 

 

Vereinfachter Schutz für Hochwasser-Soforthilfen auf dem P-Konto - Gesetzliche Neuregelung 

Mit dem Aufbauhilfegesetz vom 10.09.2021 wird in dem neu gefassten § 23 Einführungsgesetz zur 

Zivilprozessordnung (EGZPO) der Pfändungsschutz für die Hochwasser-Soforthilfen festgelegt.  

Danach werden die entsprechenden staatlichen „Soforthilfen“ den in § 850k Absatz 2 Satz 1 der ZPO 

genannten Beträgen und Geldleistungen, die nicht von der Pfändung erfasst werden, gleichgestellt,  

§ 23 Absatz 1 EGZPO. Diese Hilfen können also u.a. von den Schuldnerberatungsstellen als pfän-

dungsgeschützt bescheinigt werden. Bislang musste dafür das Vollstreckungsgericht angerufen wer-

den, § 850k Absatz 4 ZPO (dazu die Entscheidung des AG Euskirchen unter Gerichtsentscheidungen); 

https://www.fbsb-nrw.de/
https://www.fbsb-nrw.de/?p=8759&preview=true
https://www.gesetze-im-internet.de/zpoeg/__23.html
https://www.gesetze-im-internet.de/zpo/__850k.html
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dieses Verfahren bleibt weiter zulässig. Zur weiteren Verfahrenserleichterung reicht zur Freistellung 

auch die Vorlage des Bewilligungsbescheides oder eines Kontoauszuges, mit dem die Berechtigten 

dem Kreditinstitut nachweisen, dass das Guthaben nicht von der Pfändung umfasst ist, § 23 Absatz 

2 EGZPO. Das derart geschützte Guthaben wird bis zum Ablauf des dritten Kalendermonats, der auf 

den Monat der Gutschrift folgt, nicht von der Pfändung erfasst, § 23 Absatz 3 EGZPO.  

Der hier maßgebliche Artikel 5 des Aufbauhilfegesetzes mit den Regelungen zum P-Konto ist seit 

dem 15.09.2021 in Kraft. BT-Drucksache 19/32039 (Begründung auf Seite 26 f.) 

Aufbauhilfegesetz 2021 

 

Wiederaufbauhilfe für Betroffene der Hochwasserkatastrophe im Juli 2021 in NRW startet 

Ab dem 17.09.2021 und kurz nach Inkrafttreten des Aufbauhilfegesetzes 2021 für die betroffenen 

Regionen der Starkregen- und Hochwasserkatastrophe im Juli 2021 können Betroffene in Nordrhein-

Westfalen Förderanträge für den Wiederaufbau stellen. Laut Förderrichtlinie des Landes schließt al-

lerdings bei Selbständigen eine „Insolvenz vor Hochwassereintritt“ die Billigkeitsleistung aus, „es sei 

denn, dass ein Verfahren der Sanierung in Eigenverwaltung oder ein Schutzschirmverfahren durch-

geführt werden oder es einen bestätigten Insolvenzplan gibt“ (3.2.2 der Förderrichtlinie). Die Variante 

der Betriebsfreigabe aus der Insolvenzmasse (§ 35 Absatz 2 InsO) ist nicht explizit genannt. Die glei-

che Ausschlussklausel findet sich auch in den Regelungen für „Privathaushalte und Unternehmen der 

Wohnungswirtschaft“ (4.2.2). Sie dürfte aber kaum sinnvoll auf Privathaushalte anwendbar sein, zu-

mal die Billigkeitsleistung (z.B. die Hausratspauschale von 13.000 Euro für einen Ein-Personen-Haus-

halt, 4.4.4) unpfändbar sein dürfte (§ 851 ZPO). Fraglich ist schließlich, ob die Wiederaufbauleistun-

gen noch als „Soforthilfen“ im Sinn des neuen § 23 EGZPO anzusehen sind. (Siehe dazu: Vereinfachter 

Schutz für Hochwasser-Soforthilfen auf dem P-Konto.) 

Pressemitteilung des Landes NRW vom 13.09.2021; Förderrichtlinie Wiederaufbau vom 10.09.2021 

 

Informationen zu sozialrechtlichen Ansprüchen von Hochwassergeschädigten  

Harald Thomé hat in seinen Newslettern 26 und 27/2021 hilfreiche Informationen zu sozialrechtli-

chen Ansprüchen von Hochwassergeschädigten aufbereitet. Hochwassergeschädigte können Leis-

tungsansprüche nach dem SGB II (Arbeitsfähige) und SGB XII (nicht Arbeitsfähige und Altersrentner) 

haben. Die Ansprüche können u. a. Unterkunftskosten, Hausratsgegenstände und Bekleidung bein-

halten. Außerdem gibt es Informationen zum Einsatz zum Vermögen.  

Ausführlichere Erläuterungen finden Sie hier: 26/2021 und Ergänzungen (u.a. zur Anrechenbarkeit 

von Leistungen) hier: 27/2021. 

 

Stromsperren: Neuer Verordnungsentwurf aus dem BMWi 

Das Bundeswirtschaftsministerium (BMWi) hat unter dem 02.08.2021 einen neuen Entwurf zur Ände-

rung der Strom- und der Gasgrundversorgungsverordnung vorgelegt, nachdem der Bundesrat im Juni 

weitreichende Verbesserungen zum ersten Entwurf verlangt hatte (siehe Juli-Infodienst). Der neue 

Verordnungsentwurf übernimmt die Vorschläge des Bundesrats zu den Informationspflichten (Hin-

weis auf örtliche Hilfsangebote und anerkannte Schuldnerberatungsstellen), zur Zumutbarkeit einer 

Ratenzahlungsvereinbarung (Laufzeit von sechs bis 18 Monaten) und zur Ausweitung der Frist zur 

vorherigen Sperrankündigung (auf acht Werktage).  

Das BMWi lehnt aber den Vorschlag des Bundesrats ab, wonach eine Energiesperre unverhältnismäßig 

sein soll, wenn "grundlegende Belange von Minderjährigen, pflegebedürftigen oder schwerkranken 

Personen betroffen sind". Damit sollte unter anderem Schüler*innen der digitale Unterricht ermöglicht 

werden. 

Der Verordnungsentwurf des BMWi befindet sich in der Abstimmung innerhalb der Bundesregierung. 

Anschließend wird abermals der Bundesrat darüber beschließen müssen.  

Verordnungsentwurf des BMWi vom 02.08.2021  

https://dserver.bundestag.de/btd/19/320/1932039.pdf
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl121s4147.pdf%27%5D__1631629545873
https://www.gesetze-im-internet.de/inso/__35.html
https://www.gesetze-im-internet.de/zpo/__851.html
https://www.gesetze-im-internet.de/zpoeg/__23.html
https://www.land.nrw/de/pressemitteilung/die-wiederaufbauhilfe-fuer-betroffene-der-hochwasserkatastrophe-im-juli-2021
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=7&vd_id=19755
https://harald-thome.de/newsletter/archiv/thome-newsletter-26-2021-vom-20-07-2021.html
https://harald-thome.de/newsletter/archiv/thome-newsletter-27-2021-vom-25-07-2021.html
https://www.fbsb-nrw.de/2021/07/stromsperren-aenderungszustimmung-des-bundesrates-zu-neuen-schutzregeln/
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Service/Gesetzesvorhaben/neufassung-des-entwurfs-einer-verordnung-zur-anpassung-der-stromgrundversorgungsverordnung-und-der-gasgrundversorgungsverordnung-an-unionsrechtliche-vorgaben.html
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Schuldnerberatung mit Geflüchteten  

Eine statistische Auswertung von Schuldnerberatungsstellen der Ortscaritasverbände in der Erzdiö-

zese Freiburg für das Jahr 2020 ergab, dass ein Viertel der Ratsuchenden keinen deutschen Pass 

besitzt und 38% der Klientel einen Migrationshintergrund haben, was einen weiter zunehmenden 

Trend gegenüber den Vorjahren bedeutet. Wesentliche Verschuldungsfaktoren sind: Sprachliche Bar-

rieren / Unbekanntes Vertragswesen, Unterstützung der Verwandtschaft etc. Bei der Sozialberatung 

von ver- und überschuldeten Migranten sind besondere Beratungsaspekte zu berücksichtigen. Ma-

nuel Rombach hat hierzu ein interessantes Paper verfasst.  

Weitere Infos: Infodienst Schuldnerberatung 

 

Schulungsvideo zum Thema "Leicht verständlich am Telefon beraten" 

Die Servicestelle SGB II (eine Initiative des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales) hat im Portal 

für die Jobcenter-Praxis ein Schulungsvideo (Dauer ca. 5 Min.) zum Thema "Leicht verständlich am 

Telefon beraten" veröffentlicht.  

Weitere Infos und Video unter: Schulungsvideo Leichte Sprache am Telefon 

 

Online-Beratung in der Schuldnerberatung  

Im iff-Überschuldungsradar 2021/25 vom 25.08.2021 beschreibt Cornelius Wichmann vom Deut-

schen Caritasverband Hintergründe und neue Entwicklungen der online-Beratung in der Schuldner-

beratung unter Berücksichtigung der COVID 19 Pandemie. iff Überschuldungsradar 

 

Weisung der BA zur Verjährung von Erstattungsforderungen gem. §§ 50, 52 SGB X 

Die Bundesagentur für Arbeit (BA) hat eine erste neue Weisung zu Fragen der Verjährung von Erstat-

tungsforderungen erlassen, wie Harald Thome mitteilt. „Nach einem aktuellen Urteil des BSG vom 

04.03.2021 verjähren Erstattungsansprüche der BA nach § 50 SGB X, welche mit Erstattungsbeschei-

den nach § 50 Abs. 3 SGB X festgesetzt wurden, in 4 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem 

der Verwaltungsakt nach § 50 Abs. 3 SGB X unanfechtbar geworden ist (§ 50 Abs. 4 Satz 1 SGB X). 

Die bisherige Rechtsauffassung der BA für die genannten Fälle wird daher aufgegeben. Die Weisung 

enthält Übergangsregelungen, wie mit der neuen Rechtslage umzugehen ist. Weitere Regelungen fol-

gen nach Auswertung der Urteilsgründe“. Thomé-Newsletter 31/2021 vom 22.08.2021 

 

Krankenversicherungsschutz bei erwerbsfähigen wohnungslosen Leistungsberechtigten 

Die Weisung der Bundesagentur für Arbeit (BA) vom 27.08.2021 regelt die „durchgehenden Leis-

tungsansprüche wohnungsloser Leistungsberechtigter“. Dadurch werde auch der „durchgehende 

Kranken- und Pflegeversicherungsschutz praktisch sichergestellt“. Durch „geeignete Bewilligungs-

zeiträume, die mindestens die Dauer eines Monats umfassen, wird sichergestellt, dass leistungsbe-

rechtigten wohnungslosen Personen aufgrund der Meldungen des Versicherungsverhältnisses eine 

Gesundheitskarte von ihrer Krankenkasse ausgestellt werden kann“. 

Weisung Krankenversicherungsschutz für Wohnungslose  

 

Verbraucherzentrale verklagt Inkassounternehmen – Musterklage gegen EOS Investment 

Die EOS Investment GmbH übernimmt u.a. Forderungen der Otto-Group und beauftragt anschließend 

die EOS DID mit dem Inkasso. Da sowohl EOS Investment GmbH als auch EOS DID selbst zur Otto-

Group gehören, bilden sie nach Ansicht des Verbraucherzentrale Bundesverbands (VZBV) als Schwes-

terunternehmen eine wirtschaftliche Einheit und dürfen, da sie demselben Konzern angehören, nach 

Ansicht des VZBV diese Inkassokosten nicht geltend machen. Dieser Praxis soll mit der Musterfest-

stellungsklage ein Riegel vorgeschoben werden. Der VZBV bietet Verbraucher*innen, die sich an der 

Klage beteiligen wollen, an, unter www.musterfeststellungsklagen.de/eos zu prüfen, ob sie betroffen 

sind und ihre Unterlagen hochzuladen. Pressemitteilung VZBV vom 19.08.2021 

https://www.infodienst-schuldnerberatung.de/sb-mit-gefluechteten/
https://www.sgb2.info/DE/Service/Meldungen/Schulungsvideo%20Netzwerke%20IQ.html;jsessionid=72BF84ECDBACE5BE19343E52703A06A4
https://www.iff-hamburg.de/wp-content/uploads/2021/08/Ueberschuldungsradar25_August21_Wichmann.pdf
https://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/tickerarchiv/d/n/2816/
https://www.arbeitsagentur.de/datei/weisung-202108006_ba147135.pdf
https://www.musterfeststellungsklagen.de/eos
https://www.vzbv.de/pressemitteilungen/vzbv-verklagt-inkassounternehmen-der-otto-group
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Stellenausschreibung in Teilzeit  

Die Diakonie Paderborn-Höxter e.V. sucht für ihre Beratungsstelle in Paderborn zum nächstmögli-

chen Zeitpunkt eine Fachkraft (w/m/d) in Teilzeit (befristet bis Mai 2022, als Elternzeitvertretung) für 

die Schuldner-und Insolvenzberatung. Nähere Informationen entnehmen Sie der  Stellenausschrei-

bung Schuldnerberatung Paderborn-Höxter 

 

 

Gerichtsentscheidungen 

 

EuGH: Kein Ausschluss von der Krankenversicherung für nicht-erwerbstätige EU-Bürger*innen  

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat entschieden, dass Unionsbürger*innen, die über kein anderes 

Freizügigkeitsrecht als das für Nicht-Erwerbstätige verfügen, in einem anderen Unionsstaat nicht ka-

tegorisch vom öffentlichen Gesundheitssystem ausgeschlossen werden dürfen. Dieses Urteil hat zur 

Folge, dass auch die deutsche Rechtslage überprüft werden müsste. Aufgrund der Regelungen im 

Sozialgesetzbuch Fünftes Buch (SGB V) werden nicht-erwerbstätige Unionsbürger*innen in Deutsch-

land sowohl vom gesetzlichen als auch vom privaten Krankenversicherungssystem ausgeschlossen 

(u.a. § 5 Abs. 11 S. 2 SGB V). Erfasst von diesem Ausschluss sind EU-Bürger*innen, die über kein 

anderes Freizügigkeitsrecht als das für Nicht-Erwerbstätige gemäß § 4 Freizügigkeitsgesetz/EU ver-

fügen. Quelle: Der Paritätische Gesamtverband vom 28.07.2021 

EuGH, Urteil vom 15.07,2021 - C‑535/19  

 

BVerfG: Verzinsung von Steuernachforderungen mit jährlich 6 % verfassungswidrig 

Die Verzinsung von Steuernachforderungen und Steuererstattungen in § 233a in Verbindung mit  

§ 238 Absatz 1 Satz 1 der Abgabenordnung (AO) ist verfassungswidrig, soweit der Zinsberechnung 

für Verzinsungszeiträume ab dem 1. Januar 2014 ein Zinssatz von monatlich 0,5 % zugrunde gelegt 

wird. Pressemitteilung BVerfG  vom 18.08.2021  

BVerfG, Beschluss vom 08.07.2021 - 1 BvR 2237/14 u.a.  

 

BSG: Zur Übernahme von Kosten für eine Schuldnerberatung nach § 16a SGB II 

Schuldnerberatung als kommunale Eingliederungsleistung kann zur Verwirklichung einer ganzheitli-

chen und umfassenden Betreuung und Unterstützung bei der Eingliederung in Arbeit erbracht wer-

den, wenn sie dafür erforderlich ist. Sie kann auch dann erforderlich sein, wenn sie die Aufnahme 

einer Erwerbstätigkeit erst vorbereitet oder flankierend unterstützt, indem sie der Bewältigung von 

Motivationsproblemen und der Stabilisierung der Betroffenen dient. (Leitsätze der Redaktion) 

 

Sachverhalt: 

Der Kläger bezieht seit Oktober 2011 laufende Leistungen nach dem SGB II. Seinen Antrag auf Über-

nahme von Kosten für eine Schuldnerberatung lehnte das beklagte Jobcenter ab. Die dagegen gerich-

tete Klage ist in beiden Instanzen ohne Erfolg geblieben. Die Schuldnerberatung sei nicht zur Einglie-

derung des Klägers in das Erwerbsleben erforderlich. Der Kläger habe sich in der Vergangenheit nach-

haltig einer beruflichen Integration verweigert. Angesichts erheblicher, vorrangig zu beseitigender 

Vermittlungshindernisse könne eine positive Prognose hinsichtlich der beruflichen Eingliederung 

nach einer Schuldnerberatung nicht gestellt werden, entschied das Landessozialgericht (LSG) Nieder-

sachsen-Bremen. 

 

Entscheidungsgründe des BSG im Wortlaut (Terminbericht): 

Die Erforderlichkeit von Schuldnerberatung als kommunale Eingliederungsleistung ist im Rahmen des 

§ 16a Nr. 2 SGB II nicht einengend so zu verstehen, dass eine Leistungserbringung nur bei einer 

https://www.diakonie-pbhx.de/images/Stellenausschreibung_Schuldnerberatung_Paderborn_2021.pdf
https://www.diakonie-pbhx.de/images/Stellenausschreibung_Schuldnerberatung_Paderborn_2021.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__5.html
https://www.der-paritaetische.de/alle-meldungen/eugh-urteil-ausschluss-von-der-krankenversicherung-fuer-nicht-erwerbstaetige-eu-buergerinnen-ist-europarechtswidrig/
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=244182&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2021/bvg21-077.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2021/07/rs20210708_1bvr223714.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__16a.html
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prognostisch unmittelbar folgenden Arbeitsaufnahme in Betracht kommt oder nur dann, wenn sie die 

einzige Möglichkeit zur Eingliederung in Arbeit darstellt. Sie kann auch dann erforderlich sein, wenn 

sie die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit erst vorbereitet oder flankierend unterstützt, indem sie der 

Bewältigung von Motivationsproblemen und der Stabilisierung der Betroffenen dient. Dennoch verliert 

sie dadurch nicht ihren finalen Bezug zum übergeordneten Ziel der Eingliederung der leistungsbe-

rechtigten Person in Arbeit. 

 

Anders als das LSG meint, ist aber weder von einem normativen Vorrang der Beseitigung anderer 

Vermittlungshemmnisse noch, wie der Kläger meint, von einem von der Person des Leistungsberech-

tigten losgelösten Beurteilungsmaßstab für die Erforderlichkeit der Leistung auszugehen. Für die Be-

urteilung der Erforderlichkeit nach diesen Maßstäben ist vielmehr eine Prognose notwendig, ob das 

mit der Leistung verfolgte Eingliederungsziel erreicht werden kann und dafür erforderlich ist, weil in 

der Verschuldenssituation ein arbeitsmarktspezifisches Eingliederungshindernis begründet liegt. Da-

für sind alle für die Beurteilung der künftigen Entwicklung im Zeitpunkt der Antragstellung maßgeb-

lichen Umstände des Einzelfalls zu würdigen und vom Tatsachengericht als hypothetische Tatsache 

festzustellen. 

 

Das BSG verweist den Fall zurück an das LSG, das „zukunftsgerichtet“ zu prüfen habe, ob die behaup-

tete Verschuldenssituation den Integrationsprozess des Klägers tatsächlich hindert. 

BSG, Urteil vom 21.07.2021 - B 14 AS 18/20 R (Terminbericht) 

 

BGH: Zum Pfändungsschutz für Kapitallebensversicherung nach § 850i ZPO 

Erhält der Schuldner aus einer Kapitallebensversicherung eine Einmalleistung, kann er hierfür Pfän-

dungsschutz für sonstige Einkünfte nach § 850i ZPO geltend machen. Dem steht nicht entgegen, dass 

die Voraussetzungen des besonderen Pfändungsschutzes bei Altersrenten nach § 851c ZPO nicht 

gegeben sind. (Leitsätze des BGH, redaktionell bearbeitet) 

Rechtsanwalt Henning merkt dazu an: „Mit dieser Entscheidung klärt der 9. Zivilsenat des Bundesge-

richtshofs das Verhältnis der §§ 851c und 850i ZPO. Der Ansicht, dass allein § 851c ZPO anzuwenden 

ist, wenn ein Versicherungsvertrag mit Vorsorgeleistung betroffen und damit ein Schutz nicht gege-

ben ist, wenn seine Voraussetzungen nicht vorliegen, teilt der BGH nicht.  

Des Weiteren stellt der BGH fest, dass zumindest dann, wenn die Versicherungsleistung auf ein vom 

Insolvenzverwalter eingerichtetes Anderkonto überwiesen wurde, ein Schutzantrag des Schuldners 

nach § 850i ZPO auch nach Auszahlung noch zulässig ist. Aus Schuldnersicht sollte ein Schutzantrag 

aber grundsätzlich möglichst vor Auszahlung der Versicherungsleistung gestellt werden.“  

Quelle: Henning-Newsletter 7/21 

BGH Beschluss vom 29.04.2021 – IX ZB 25/20 

 

AG Euskirchen: Pfändungsfreiheit von Hochwasser-Soforthilfen 

Das Amtsgericht Euskirchen hat in einem Beschluss vom 02.08.2021 entschieden, dass im Rahmen 

der Soforthilfe "Hochwasser" auf sogenannte Pfändungsschutzkonten ausgezahlte Beträge auf ent-

sprechenden Antrag über den Sockelbetrag hinaus pfandfrei zu stellen sind. Hierfür spreche die mit 

der Soforthilfe verbundene Zweckbindung, erste finanzielle Belastungen zu mildern, die durch die 

Unwetterkatastrophe vom 14./15. Juli 2021 erlittenen Schäden verursacht wurden. Die vom Bundes-

gerichtshof für die Corona-Soforthilfe aufgestellten Grundsätze (Beschluss vom 10.03.2021, VII ZB 

24/20) müssten auch für den Fall der Soforthilfe "Hochwasser" gelten.  

Quelle und weitere Infos: PM OLG Köln 

(Siehe dazu den Artikel Vereinfachter Schutz für Hochwasser-Soforthilfen auf dem P-Konto - Ge-

setzliche Neuregelung sowie Wiederaufbauhilfe für Betroffene der Hochwasserkatastrophe unter Für 

die Praxis.)  

https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Verhandlungen/DE/2021/2021_07_21_B_14_AS_18_20_R.html
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=b9ca17d7e279877c97d43647aa1e9707&nr=119704&pos=0&anz=1
https://www.olg-koeln.nrw.de/behoerde/presse/004_zt_letzte-pm_archiv_zwangs/001_letzte_pressemitteilung/index.php
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Prävention 

 

Zur Situation der finanziellen Bildung in Deutschland  

Das Leibniz-Zentrum für europäische Wirtschaftsforschung (ZEW) hat ein Discussion Paper zum 

Thema „Finanzwissen und Finanzbildung in Deutschland – Was wissen wir eigentlich?“ veröffentlicht. 

Ergebnisse sind u.a.: 

 Deutsche verfügen im internationalen Vergleich über ein relativ hohes Finanzwissen, wobei Fi-

nanzwissen aber nicht universell verbreitet ist. 

 Der Anteil der Befragten, die drei grundlegende Fragen zu Zins, Inflation und Risikodiversifika-

tion beantworten können, liegt zwischen 53% und 62%. 

 Dieser Anteil liegt bei Frauen, älteren Menschen, Personen mit geringem Einkommen und gerin-

ger Bildung deutlich niedriger. 

Quellen, weitere Informationen: Netzwerk Finanzkompetenz NRW,  ZEW Publikationen Finanzwissen  

 

Finanzbildung als Gegenstand der geplanten neuen EU-Verbraucherkreditrichtlinie 

Unter dem Titel „Finanzbildung“ finden sich in Artikel 34 der im Entwurf vorliegenden neuen EU-

Verbraucherkreditrichtlinie die Verpflichtung der Mitgliedstaaten, Maßnahmen zu unterstützen, „mit 

denen die Aufklärung der Verbraucher über eine verantwortungsvolle Kreditaufnahme und ein ver-

antwortungsvolles Schuldenmanagement, speziell im Hinblick auf Verbraucherkreditverträge, geför-

dert wird. Den Verbrauchern sind klare und allgemeine Informationen über den Kreditgewährungs-

prozess und insbesondere über digitale Instrumente zur Verfügung zu stellen, um vor allem diejeni-

gen anzuleiten, die zum ersten Mal einen Verbraucherkredit aufnehmen.“ (Siehe auch unter Allge-

meines den Artikel EU will offenen Zugang zur Schuldnerberatung.) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über Verbraucherkredite 

 

Glücksspielsucht: Einnahmen, Prävention und spezialisierte Beratungsstellen in NRW 

Seit vielen Jahren wird über den Zusammenhang zwischen den Glücksspielangeboten und der Glück-

spielsucht diskutiert. Als eine zentrale Herausforderung wird die Vorbeugung und Bekämpfung der 

Suchtgefahren gesehen. Eine Folge der Glücksspielsucht ist die Überschuldung.  

Die Landesregierung NRW gibt in ihren Antworten auf zwei Kleine Anfragen der Fraktion von BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN Informationen zu den Einnahmen und den Ausgaben für die Präventionsarbeit. Die 

Glücksspielanbieter seien an den Folgekosten von Glücksspielsucht „bereits jetzt“ beteiligt. § 11 des 

vor Kurzem in Kraft getretenen Glücksspielstaatsvertrags 2021 sehe vor, dass die Länder Maßnahmen 

der Suchtprävention und entsprechende Beratungsangebote sicherstellen müssten. Der Landesregie-

rung sei es ein Anliegen, die Anzahl der geförderten Beratungsstellen mit glücksspielsuchtspezifi-

scher Beratung „bedarfsgerecht weiterzuentwickeln“. Aus der Antwort vom 06.08.2021 ergibt sich, 

dass Bremen 0,25 € und NRW 0,07 € je Einwohner*in für die Glücksspielsuchtprävention investiert 

hat. Glücksspielsucht: Einnahmen und Prävention, Antwort vom 05.08.2021 

Glücksspielsucht: Spezialisierte Beratungsstellen, Antwort vom 06.08.2021 

 

  

https://www.netzwerk-finanzkompetenz.nrw.de/newsletter/newsletterview/6
https://www.zew.de/publikationen/finanzwissen-und-finanzbildung-in-deutschland-was-wissen-wir-eigentlich
https://dserver.bundestag.de/brd/2021/0586-21.pdf
http://opal.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-14760.pdf
http://opal.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-14784.pdf
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Veranstaltungen 

 

Neuerungen P-Konto 

Mit Inkrafttreten des PKoFoG zum 1.12.2021 werden weite Teile des Kontopfändungsschutzes neu 

oder ergänzend geregelt. Für das P-Konto als einem der Kernelemente in der Existenzsicherungs-, 

Schuldner- und Insolvenzberatung wird dabei ein neuer, eigener Abschnitt in der ZPO geschaffen.  

Durch die Neuregelung steigt erfahrungsgemäß gerade in der ersten Umsetzungsphase der Bera-

tungsbedarf seitens der P-Konto-Inhabenden zu den Inhalten der Reform. Gleichzeitig ergeben sich 

Änderungen in der Bescheinigungspraxis und den Abläufen z.B. bei Banken, Sozialleistungsträgern 

und Vollstreckungsgerichten. Die Fortbildung stellt die neuen rechtlichen Rahmenbedingungen vor 

und gibt einen Überblick über die neue Funktionsweise und Struktur des P-Kontos. 

Termin:   07.10.2021, 09.00 bis 13.00 Uhr 

Ort:    Der Workshop findet digital per Zoom statt 

Kosten:   Die Teilnahmegebühr beträgt 45,- Euro für Mitarbeiter*innen der Caritas und 

deren Fachverbände und 55,- Euro für Externe 

Veranstalter:  Caritas NRW   

Information und Anmeldung  

 

Das PKoFoG – Die neuen Regelungen für das Pfändungsschutzkonto und das Basiskonto 

Am 01.12.2021 tritt das PKoFoG in Kraft. Welche Regelungen sind neu? Welche Informationen benö-

tigen Ratsuchende durch die Gesetzesänderung? Welche Änderungen ergeben sich für die Berater*in-

nen? Das Pfändungsschutz-wie auch das Basiskonto spielen in vielen Fallkonstellationen im Rahmen 

der Beratung überschuldeter Verbraucher*innen eine Rolle. Im Beratungsalltag müssen Berater*innen, 

die P-Konto-Bescheinigungen ausstellen, wissen, welche Beträge freigegeben werden können und 

welche unterhaltsberechtigten Personen bescheinigt werden dürfen.  Die Veranstaltung gibt eine Ein-

führung in die rechtlichen Grundlagen des P-Kontos und liefert Informationen zur P-Konto-Reform 

ab Dezember 2021. 

Termin:   11.10.2021, 09.30 bis 16.30 Uhr 

Ort:    Der Workshop findet digital über Teams statt 

Kosten:   80,- Euro für Mitarbeiter*innen der Diakonie und 100,- Euro für Externe 

Veranstalter:  Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e. V. - Diakonie RWL 

Information und Anmeldung 

 

Immobiliarvollstreckung 

Fragen zur Immobiliarvollstreckung spielen in der Beratung von überschuldeten Immobilieneigentü-

mern eine große Rolle. Das Grundlagenseminar führt in die wichtigsten Gebiete der Immobiliarvoll-

streckung ein und vermittelt die für die Schuldnerberatung relevanten Grundkenntnisse. Die Inhalte 

werden anhand von typischen Fallbeispielen veranschaulicht und praxisnah vermittelt. 

Termin:   20.10.21  

Ort:    Wuppertal 

Kosten:  125,- Euro incl. Mittagessen 

Veranstalter:  AWO Bezirksverband OWL e. V. 

Information und Anmeldung 

  

https://www.fortbildung-schuldnerberatung-nrw.de/veranstaltungen/neuerungen-p-konto/
https://www.fortbildung-schuldnerberatung-nrw.de/veranstaltungen/das-pkofog-die-neuen-regelungen-fuer-das-pfaendungsschutzkonto-und-das-basiskonto-in-der-schuldner-und-insolvenzberatung-2/
https://www.fortbildung-schuldnerberatung-nrw.de/veranstaltungen/immobiliarvollstreckung-2/
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Online-Seminar: Überschuldung und Selbstständigkeit 

Als Einzelunternehmer*in gehen Solo-Selbstständige ein hohes finanzielles Risiko ein und geraten 

daher häufig in die Situation der Überschuldung. Oft wird Rat in den Schuldner*innenberatungsstellen 

gesucht. Die Corona-Pandemie und die dadurch ausgelöste Wirtschaftskrise haben die Nachfrage aus 

dieser Gruppe verschärft. Das Seminar nimmt diese Zielgruppe in den Blick mit dem Fokus, die Situ-

ation von Einzelunternehmer*innen besser zu verstehen und einzuschätzen. Das Thema Existenzsi-

cherung von Selbstständigen und ihren Familien soll dabei im Mittelpunkt stehen. 

Termin:   28.10.21 und 04.11.2021 (2 Tage) 

Ort:    Wuppertal 

Kosten:  300,- Euro regulär, 270,- Euro für Mitgliedsorganisationen des Paritätischen  

Veranstalter:  Paritätische Akademie NRW 

Information und Anmeldung 

 

Kommunikation mit psychisch auffälligen Ratsuchenden in der Schuldnerberatung 

Von einer psychischen Störung betroffen zu sein, erhöht bei den Klient*innen das Risiko einer Über-

schuldung. Schuldnerberater*innen sind bei der Unterstützung dieser Klient*innen oft gefordert, zeit-

nah existenzielle Notsituationen abzuwenden und brauchen dazu die verlässliche Mitwirkung der Be-

troffenen, die diese aber oft nicht leisten können oder wollen. 

Die Diskrepanz zwischen den unterschiedlichen Erwartungen und Vorstellungen über einen ange-

messenen Hilfekontakt können zu Missstimmungen und Auseinandersetzungen bis hin zu massiven 

Konflikten führen. 

Ziel des Seminars ist es, praxisorientierte Anregungen zum angemessenen Umgang mit Klient*innen 

mit psychischen Störungsbildern zu vermitteln und zu lernen, die eigenen Ressourcen zu pflegen. 

Termin:   16.11.2021 

Ort:    Köln 

Kosten:  120,- Euro inkl. Mittagessen 

Veranstalter:  Schuldnerhilfe Köln gGmbH 

Information und Anmeldung 

 

-------------------------------------------------------------------- 

 

Aktuelle Fortbildungen finden Sie unter 

www.fortbildung-schuldnerberatung.de 

 

-------------------------------------------------------- 

  

https://www.paritaetische-akademie-nrw.de/bildungsangebote/fortbildungsdetails/?kathaupt=11&knr=2124018&kursname=Online-Seminar:%20%C3%9Cberschuldung%20und%20Selbstst%C3%A4ndigkeit
https://www.fortbildung-schuldnerberatung-nrw.de/veranstaltungen/kommunikation-mit-psychisch-auffaelligen-ratsuchenden-in-der-schuld-nerberatung/
http://www.fortbildung-schuldnerberatung.de/
http://www.fortbildung-schuldnerberatung.de/
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Haftung Die obigen Informationen wurden mit größter Sorgfalt ausgewählt und geprüft. Wir bit-

ten um Verständnis, dass dennoch keine Gewähr für die Richtigkeit und Vollständigkeit 

übernommen werden kann. Die Haftung für Schäden, die durch die Nutzung der dar-

gebotenen Informationen oder durch die Nutzung fehlerhafter oder unvollständiger 

Informationen verursacht worden sind, ist im gesetzlich zulässigen Rahmen ausge-

schlossen. Dies gilt auch für Links, auf die dieser Newsletter verweist. Die Inhalte und 

Funktionsfähigkeit externer Angebote verantwortet allein der jeweilige Anbieter.  

Copyright:  Vervielfältigungen und Weitergabe dieser Information sind unter Angabe der Quelle 

zulässig. 

Datenschutz:  Sie haben sich in der Vergangenheit in den E-Mailverteiler eingetragen und werden da-

her weiterhin den NRW Infodienst Schuldnerberatung erhalten. Ihre Kontaktdaten wer-

den selbstverständlich vertraulich behandelt und nicht an Dritte weiter gegeben.  

Abmeldung:  Sollten Sie den Erhalt des Infodienstes nicht mehr wünschen, teilen Sie uns dies bitte 

per E-Mail an nrw-infodienst@schuldnerhilfe.de mit. Eine Abmeldung ist auch bei den 

zuständigen Fachberater*innen möglich. Geben Sie dabei bitte alle E-Mailadressen an, 

die aus dem Verteiler gelöscht werden sollen und das Stichwort: "Abmeldung NRW In-

fodienst Schuldnerberatung", damit Ihre Nachricht hier richtig zugeordnet werden 

kann. Eine Löschung der Daten ist selbstverständlich auch noch später möglich. Ihre 

Daten werden nur dafür benutzt, Ihnen den NRW Infodienst Schuldnerberatung zu 

schicken. 

mailto:s.broenner@diakonie-rwl.de
mailto:alexander.elbers@paritaet-nrw.org
mailto:eickel@paritaet-nrw.org
mailto:b.pachur@caritas-paderborn.de
mailto:xenja.winziger@awo-ww.de
mailto:roemer@paritaet-nrw.org

